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Das Geheimnis um das Woldemaras-Protokoll  

vom 29. Januar 1928 
 

Enrico Seewald 
 
Die Überlieferung der Schlüsseldokumente zu den deutsch-litauischen 
Beziehungen ist uneinheitlich. Professor Liudas Mažylis hatte im März 
2017 das für Berlin bestimmte Exemplar der litauischen Unabhängig-
keitserklärung vom 16. Februar 1918 in der Akte im Politischen Archiv 
des Auswärtigen Amtes gefunden, in der es seit der Zusendung lag. In 
Vilnius wurde es zu den Jubiläumsfeierlichkeiten präsentiert. Hingegen 
ist die kaiserliche Anerkennungsurkunde vom 23. März 1918 ver-
schwunden; ein Foto gibt es. Das hier thematisierte sogenannte Volde-
maras-Protokoll vom 29. Januar 1928 existiert wohl nur in der bei den 
Verträgen der Abteilung IV des Auswärtigen Amtes unter der Signatur 
Litauen Nr. 7 archivierten deutschen Version. Eine litauischsprachige 
oder Zweitausfertigung der deutschen Fassung ist nicht erwähnt. Der 
Signatar Augustinas Voldemaras beherrschte die deutsche Sprache und 
wußte, was er unterschrieb. Mit den Litauen betreffenden Zusatzproto-
kollen zu den deutsch-sowjetischen Verträgen von 1939 befassen sich 
viele Studien. Hier soll nur das Protokoll vom 29. Januar 1928 mit Be-
zug auf die Memelproblematik untersucht werden. 
Der Konflikt um das Memelgebiet war die größte Belastung im deutsch-
litauischen Verhältnis in der Zwischenkriegszeit. Die im Friedensvertrag 
vom 27. September 1422 zwischen dem polnisch-litauischen Staat und 
dem Deutschen Ritterorden fixierte Grenze bestand fast ein halbes Jahr-
tausend und wurde nie in Frage gestellt. Nach der Integration des Or-
denslandes in den brandenburgisch-preußischen Staat und der Eingliede-
rung der polnisch-litauischen Gebiete in das Zarenreich war sie die beid-
seitig akzeptierte deutsch-russische Staatsgrenze. Im Ersten Weltkrieg 
erhoben litauische Politiker Ansprüche auf litauisch besiedeltes deut-
sches Gebiet. Warnungen an das preußische Innenministerium wurden 
am 12. November 1918 kommentarlos zu den Akten genommen. Der an 
jenem Tag in Tilsit gegründete „Nationalrat für Preußisch-Litauen“ 
forderte die Vereinigung der litauischen Gebiete Preußens und Ruß-
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lands. Damit befaßte sich die Friedenskonferenz in Frankreich, wo auch 
polnischerseits Ansprüche auf diese Territorien erhoben wurden. 

 
Augustinas Voldemaras (1883-1942),  

Litauischer Ministerpräsident 1918 und 1926-1929 

 
Die neue Grenzlinie bestimmte eine von Politikern der Hauptsieger-
mächte gebildete Kommission. Die betroffenen Völker waren dort nicht 
vertreten. Die Kommission präsentierte ihre Pläne den Staats- bzw. Re-
gierungschefs der Hauptalliierten in Paris am 19. März 1919. Gemäß 
Artikel 99 der Friedensbedingungen sollte Deutschland zu Gunsten der 
alliierten und assoziierten Hauptmächte auf bestimmte Gebiete an der 
Memel verzichten. Die Reichsregierung lehnte deren Abtretung wegen 
der überwiegend deutschen Nationalität der Bewohner ab. Nach der 
Antwort wäre das Gebiet immer litauisch gewesen. Der Artikel 99 wur-
de in den am 28. Juni 1919 im Schloß von Versailles unterzeichneten 
Friedensvertrag übernommen. Nach weiteren Bestimmungen mußte 
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Deutschland auch auf große Gebiete zu Gunsten Polens verzichten, 
wodurch zwischen dem Reich und Ostpreußen ein polnischer Korridor 
entstand. Danzig und sein Umland wurden unter den Schutz des Völker-
bundes gestellt. Der französische General Henri Edouard Le Rond und 
Ernst von Simson als Leiter der Friedensabteilung des deutschen Aus-
wärtigen Amtes signierten am 9. Januar 1920 ein Übereinkommen, wo-
nach mit Inkrafttreten des Friedensvertrages die Staatshoheit über das 
Memelgebiet an die alliierten und assoziierten Hauptmächte übergehen 
würde. Am nächsten Tag trat der Friedensvertrag in Kraft. Die formelle 
Übergabe erfolgte am 15. Februar 1920 in einer feierlichen Zeremonie 
im Rathaus von Memel durch Graf Georg von Lambsdorff als Vertreter 
Deutschlands und Preußens an den französischen General Dominique 
Joseph Odry. Verwaltet wurde das Gebiet durch ein Direktorium, die 
Interessen der Alliierten vertrat ab Frühjahr 1921 der französische 
Oberkommissar Gabriel Petisné.   
Der litauische Staat hatte sich nach Kriegsende nur langsam stabilisieren 
können. Erster Regierungschef und Außenminister war der Philosophie-
professor Augustinas Voldemaras. Er amtierte von Anfang November 
bis Mitte Dezember 1918. Negativ entwickelte sich das Verhältnis zu 
Polen, nachdem der polnische General Lucjan Zeligowski im Oktober 
1920 das Vilniuser Gebiet besetzt hatte und die polnische Regierung 
eine  Rückgabe an Litauen verweigerte. Sowjetrußland wurde in Litauen 
trotz des Friedensvertrages vom 12. Juli 1920 als Bedrohung betrachtet. 
Das Verhältnis zu Deutschland war anfangs gut, verschlechterte sich 
durch die Memelproblematik aber allmählich. Nach einem Beschluß des 
litauischen Parlaments vom 11. November 1921 sollte die Regierung 
das Memelland in die litauische Republik integrieren. Der deutsche 
Vertreter Fritz Schönberg informierte darüber die Reichsregierung. Sie 
sah darin weniger Probleme, als wenn das Gebiet unter französischer 
Herrschaft bleiben würde.1 Im September 1922 wurde in der Stadt Me-
mel ein Reichskonsulat errichtet. Seine Unterstellung unter die Gesandt-
schaft in der provisorischen litauischen Hauptstadt Kaunas unterblieb, 
weil die Mission von der memelländischen Bevölkerung als direkte 
deutsche Vertretung angesehen wurde.  

                                                
1 Akten zur deutschen auswärtigen Politik, Serie A, Band V, Göttingen 1987, S. 393 
– 397.   
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Durch Gespräche konnte die litauische Regierung die Zuweisung des 
Memellandes nicht erreichen und plante deshalb einen fait accompli. 
Am 10. Januar 1923 wurde das Gebiet besetzt. Auf Vorschlag des deut-
schen Gesandten Franz Olshausen unterblieb ein Protest der Reichsre-
gierung, weil der Vorgang deutsche Interessen nicht berührte. Die Alli-
ierten akzeptierten schließlich die Besetzung. Am 8. Mai 1924 unter-
zeichneten in Paris die Vertreter Großbritanniens, Frankreichs, Italiens 
und Japans sowie der litauische Regierungschef die Konvention über 
das Memelgebiet. Ihr Anhang I war das Statut, nach dem das Gebiet 
unter der Souveränität Litauens eine auf demokratischen Grundsätzen 
aufgebaute Einheit mit Autonomie in Gesetzgebung, Rechtsprechung, 
Verwaltung und Finanzen bilden würde. Die litauischen Interessen sollte 
ein Gouverneur vertreten. Die Exekutive würde das Landesdirektorium 
ausüben, dessen Präsident vom Gouverneur zu ernennen war. Im Völ-
kerbund vertretene Staaten konnten dessen Aufmerksamkeit auf Verlet-
zungen der Konvention richten. Sie trat am 25. August 1925 in Kraft. 
Bei allen nach ihren Bestimmungen im Memelgebiet durchgeführten 
Parlamentswahlen errangen die deutschen Gruppierungen starke Mehr-
heiten. Das führte zu Konflikten mit dem Gouverneur und belastete auch 
die deutsch-litauischen Beziehungen, obwohl das Gebiet rechtlich nicht 
zu Deutschland gehörte. Die Reichsregierung wurde in der Öffentlich-
keit und im Parlament aber auf ihre Verantwortung für die Memeldeut-
schen hingewiesen. Die Förderung von deren Belangen erfolgte im 
Rahmen der Unterstützung des Grenz- und Auslandsdeutschtums meist 
auf konspirativem Wege.  
Deutschland hatte nach dem Ersten Weltkrieg schwere innere Krisen 
durchlebt. Die Phase relativer Ruhe in der Zeit von 1923 bis 1929 prägte 
in besonderer Weise der Reichsaußenminister Gustav Stresemann. Sehr 
wichtig war das am 1. Dezember 1925 im Foreign Office in London 
unterzeichnete Vertragswerk von Locarno, in dem Deutschland von den 
Westmächten als gleichberechtigter Partner anerkannt wurde. Dem Aus-
gleich mit der Sowjetunion diente der von Gustav Stresemann und Bot-
schafter Nikolai Nikolajewitsch Krestinski am 24. April 1926 im Aus-
wärtigen Amt in Berlin unterzeichnete Freundschaftsvertrag. Auf Inter-
vention der Reichsregierung enthielt der am 28. September geschlossene 
litauisch-sowjetische Nichtangriffsvertrag keine Garantie des territoria-
len Besitzstandes Litauens. Größter Erfolg Stresemanns war die am 10. 
September 1926 in Genf vollzogene Aufnahme Deutschlands in den 
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Völkerbund, dem Litauen schon seit 1921 angehörte. Nun konnte dieses 
Gremium auch deutscherseits in die Memelproblematik einbezogen 
werden. Staatssekretär des Auswärtigen Amtes war seit Ende 1924 Carl 
von Schubert, die für Osteuropa und Ostasien zuständige Abteilung IV 
leitete Ministerialdirektor Erich Wallroth, Referent für Skandinavien, 
die sogenannten ehemals russischen Randstaaten und das Memelgebiet 
war in der Abteilung IV Graf Rudolf von Bassewitz.   
Litauen erlebte 1926 unruhige Zeiten. Im Juni wurden Kazys Grinius 
Staatspräsident und Mykolas Sleževičius Regierungschef. Am 17. De-
zember arretierten Militärs im Parlament den Staatschef und weitere 
Politiker. Zwei Tage danach wurde Antanas Smetona zum Präsidenten 
gewählt; Augustinas Voldemaras übernahm die Leitung der Regierung 
und des Außenministeriums. Das deutsche Reichswehrministerium wer-
tete den Vorgang als faschistische Bewegung, im Memelland herrsche 
aber Ruhe. Ganz Litauen wurde in Kriegszustand versetzt. Es folgten 
Repressionen gegen linke Kräfte, vier Angehörige der kommunistischen 
Partei wurden hingerichtet. Nach Erklärungen des Regierungschefs hatte 
der Umsturz innere Gründe, in der Außenpolitik würde sich nichts än-
dern. Die Beziehungen zum Memelgebiet sollten auf Vertrauen beruhen. 
Dies bekräftigte der Gesandte Vaclovas Sidzikauskas in Berlin gegen-
über Staatssekretär Carl von Schubert im Auswärtigen Amt am 23. De-
zember 1926. Minister Gustav Stresemann bestätigte dem Gesandten 
Hans Morath in Kaunas in einem Telegramm vom 3. Februar 1927 den 
Entschluß, „unsere freundschaftlichen Beziehungen mit Litauen weiter 
auszubauen und das gegenwärtige Kabinett in wirtschaftlicher und poli-
tischer Hinsicht bis an die Grenze dessen zu stützen und zu stärken, was 
wir im Hinblick auf unsere Gesamtpolitik verantworten können.“ Die 
Reichsregierung sei zu Verhandlungen bereit.2 Litauen war damals au-
ßenpolitisch isoliert; amtliche Beziehungen zu Polen existierten wegen 
des Streits um das Vilniuser Gebiet nicht, das Verhältnis zur Sowjetuni-
on war problematisch und in Deutschland gab es zunehmende Kritik an 
der Umsetzung des Memelstatuts durch Litauen. Dieser Konflikt wurde 
durch direkte Kontakte vorübergehend entschärft.  
Am 15. Juni 1927 gaben Voldemaras und Stresemann vor dem Völker-
bund in Genf Erklärungen zur Memelproblematik ab. Im September 

                                                
2 Akten zur deutschen Auswärtigen Politik, Serie B, Band IV, Göttingen 1970, S. 
202 – 205. 
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führten sie einige Gespräche, deren vorgesehene protokollarische Fixie-
rung aber unterblieb.3 Am 1. Oktober 1927 gab es ein weiteres Treffen 
in Berlin. Der Reichsaußenminister bestätigte dabei erneut das deutsche 
Interesse am Erhalt Litauens und empfahl, dessen Isolationismus nicht 
zu weit zu treiben. „Litauen scheine es manchmal darauf anzulegen, sich 
mit allen seinen Nachbarn zu verzanken, während es darauf bedacht sein 
müßte, sich Freunde zu werben und Interesse für sein Wohlergehen bei 
anderen Staaten zu wecken.“ Die Memelfrage sei dabei im Verhältnis zu 
Deutschland sehr wichtig. „Herr Woldemaras verabschiedete sich ... mit 
der Bemerkung, die heutige Unterhaltung hätte zu seiner Freude in den 
großen und grundsätzlichen Fragen eine weitgehende Übereinstimmung 
in der Beurteilung ergeben. Aus dieser Erkenntnis heraus würde man 
über die Schwierigkeiten der Memelfrage ... bei beiderseitigem guten 
Willen schon hinwegkommen.“ Ähnlich äußerte er sich gegenüber der 
Deutschen diplomatisch-politischen Korrespondenz. Nach telegrafi-
schen Mitteilungen Wallroths an die Gesandtschaft in Kaunas und das 
Konsulat in Memel könne dieses Interview als Verhandlungsprotokoll 
betrachtet werden. Voldemaras hatte ein amtliches Kommuniqué mit der 
rechtlich richtigen Begründung abgelehnt, Deutschland sei keine Signa-
tarmacht der Memelkonvention und deshalb könne die litauische Regie-
rung mit Deutschland auch nicht formell über die Auslegung des Statuts 
verhandeln. Das Interview werde von der Reichsregierung aber als öf-
fentliche Bindung der litauischen Regierung aufgefaßt und behandelt. 
Das Konsulat solle auf die memeldeutschen Politiker mäßigend einwir-
ken. Ebenso wurde Morath instruiert.4  
Das Berliner Tageblatt brachte Auszüge aus dem Interview in der Mor-
gen-Ausgabe vom 4. Oktober 1927 auf der ersten Seite. Voldemaras 
hatte den Inhalt auch einem Mitarbeiter dieser Zeitung bestätigt, die 
dazu schrieb: „Obwohl noch keine festen Abmachungen getroffen wor-
den seien, bestehe begründete Hoffnung, daß die in Genf begonnenen 
und in Berlin fortgesetzten deutsch-litauischen Besprechungen zu einem 

                                                
3 Einige Entwürfe dazu befinden sich in der Akte: PAAA, R 29238, Büro 
Staatssekretär, Akten betreffend: Deutsch-Litauische Beziehungen, Band 6.  
4 Die Aufzeichnung Wallroths vom 3. Oktober 1927 zum Treffen zwischen 
Stresemann und Voldemaras am 1. Oktober 1927 sowie die Meldung der Deutschen 
diplomatisch-politischen Korrespondenz vom 3. Oktober und die Entwürfe zu den 
Telegrammen an die Gesandtschaft in Kaunas und das Konsulat in Memel vom 4. 
Oktober 1927, ebenda.  
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baldigen und dauerhaften Erfolg führen werden.“ Die Tägliche Rund-
schau gab in ihrer Morgenausgabe vom selben Tag ebenfalls Teile des 
Interviews wieder. Voldemaras habe verschiedene Absprachen zur Be-
handlung der Memelproblematik als ein Gentleman-Agrement bezeich-
net. Die Zeitung resümierte: „Wenn die litauischen Behörden im Me-
melgebiet diesen Zusagen entsprechend handeln, wird der von Herrn 
Voldemaras erhoffte Ausbau der deutsch-litauischen Beziehungen keine 
Schwierigkeiten machen.“ Drei Tage später informierte die Zeitung auf 
der Titelseite ihrer Abendausgabe über Anmerkungen von Voldemaras 
nach seiner Rückkehr nach Kaunas vor der Presse, wonach das Gent-
leman-Agrement nicht nur das Memelgebiet, sondern generell die 
deutsch-litauischen Beziehungen betreffe. Der Vorwärts, das Zentralor-
gan der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, nutzte diese Äuße-
rung zu einer scharfen Polemik. Nach der Notiz in der Morgen-Ausgabe 
des 4. Oktober sei ein Gentleman-Agrement eine Vereinbarung zwi-
schen Ehrenmännern. Stresemann werde da um seinen Optimismus 
beneidet. „Ein Gentleman-Abkommen mit den gegenwärtigen faschisti-
schen Machthabern Litauens erscheint uns als ein Versuch am untaugli-
chen Objekt.“ Nach der Stellungnahme von Voldemaras vor der Presse 
sah sich die Zeitung bestätigt und schrieb in der Morgen-Ausgabe vom 
8. Oktober 1927, die blutbefleckten litauischen Machthaber hätten kei-
nen politischen Anstand. Gegenüber dieser Regierung helfe nur schärfs-
tes Vorgehen im Völkerbund.  
Damals überlagerte zeitweise der litauisch-polnische Konflikt um Vilni-
us den deutsch-litauischen Streit um die Anwendung des Memelstatuts. 
Der Reichsaußenminister betonte im Kabinett am 30. November 1927 
Deutschlands Interesse an der Existenz Litauens, „damit nicht Ostpreu-
ßen zu einer Insel im polnischen Gebiet werde.“ Der Minister ersuchte 
um Ermächtigung, bei einem Besuch dort so zu agieren. Das Reichska-
binett erklärte seine Zustimmung.5 Stresemann bestätigte bei einer Be-
sprechung mit Persönlichkeiten der Provinz im Rathaus von Königsberg 
am 16. Dezember 1927, daß die Reichsregierung „ihre allgemeine poli-
tische Linie gegenüber Litauen“ beibehalten werde.6  

                                                
5 Akten der Reichskanzlei, Weimarer Republik, Die Kabinette Marx I und II, Band 
2, Boppard am Rhein 1988, S. 1127 – 1129. 
6 Aufzeichnung des Dirigenten Herbert von Dirksen vom 17. Dezember 1927: Akten 
zur deutschen auswärtigen Politik, Serie B, Band VII, Göttingen 1974, S. 521 – 526.   
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Die Situation im Memelland beruhigte sich, nachdem Gouverneur Anta-
nas Merkys den Kaufmann Otto Kadgiehn zum Direktoriumspräsidenten 
ernannt hatte. Er bekannte sich in einer Erklärung vor dem Parlament 
am 5. Dezember 1927 zur Memelkonvention und zur Kooperation mit 
dem Gouverneur. Am 29. Dezember 1927 sprach Sidzikauskas mit 
Wallroth über einen Besuch von Voldemaras in Berlin im Januar 1928 
für wirtschaftliche und politische Besprechungen und regte die Erstel-
lung eines Programms an, weil der Ministerpräsident praktische Ergeb-
nisse erzielen wollte. Mit dem Minister wäre die politische Gesamtsitua-
tion vertrauensvoll zu besprechen, dann könnten die schon fertigen Ver-
träge abgeschlossen werden. Stresemann erklärte seine Bereitschaft zum 
Treffen mit Voldemaras, daraufhin stimmten Wallroth und Sidzikauskas 
am 21. Januar 1928 das Besuchsprogramm ab. Die Memelproblem stand 
dabei nicht im Vordergrund.7  
Der Ministerpräsident traf am Morgen des 25. Januar 1928 ein und hatte 
nachmittags die erste Unterredung mit dem Außenminister. Die ab-
schließenden Gespräche fanden am 28. und 29. Januar 1928 statt, wobei 
am letzten Tag ein Protokoll signiert wurde. Nach dieser „Niederschrift 
über die politischen Besprechungen“ hätten die Unterzeichneten „bei 
ihren Unterhaltungen alle ihre Länder betreffenden laufenden Angele-
genheiten besprochen. Sie haben dadurch die politische Gesamtsituation 
geklärt und für ein von Hemmungen freies Zusammenarbeiten auf poli-
tischem und wirtschaftlichem Gebiete die Grundlagen geschaffen.“ Im 
einzelnen hätten sie „als Zeichen des freundschaftlichen Charakters ihrer 
Beziehungen“ einen allgemeinen Schieds- und Vergleichsvertrag unter-
zeichnet sowie „die Gelegenheit genutzt, um mehrere bereits seit länge-
rer Zeit verhandelte Einzelverträge“ abzuschließen, wie ein Abkommen 
über die Regelung der Grenzverhältnisse, ein Fischereiabkommen, ein 
wasserwirtschaftliches Abkommen und ein Militärrentenabkommen. 
Andere Abkommen sollten einer alsbaldigen vertraglichen Regelung 
zugeführt werden. 
In der Niederschrift steht zur Memelproblematik: „Herr Ministerpräsi-
dent Woldemaras hat Herrn Reichsminister Stresemann gegenüber be-
sonders betont, daß er den Wunsch habe, dem Memelgebiet eine friedli-
che und gedeihliche Entwicklung innerhalb des litauischen Staatsgebiets 

                                                
7 Die Unterlagen zur Vorbereitung des Besuchs befinden sich im Bestand: PAAA, R 
29238. 
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zu sichern und Meinungsverschiedenheiten über die Anwendung der 
Memelkonvention nebst Anhängen und des Memelstatuts im Interesse 
der freundschaftlichen Beziehungen Deutschlands und Litauens wenn 
irgend möglich zu vermeiden.“ Die entsprechenden Erklärungen des 
Ministerpräsidenten waren der Niederschrift als Anlage 2 beigefügt. Der 
Reichsaußenminister hatte den Erklärungen zugestimmt. Die Punkte I 
und II fixierten die Zurückhaltung des Gouverneurs bei der Tätigkeit des 
Landtags und der Bildung des Direktoriums, Punkt III betraf den 
Kriegszustand im Memelgebiet, die Punkte IV bis VI galten der Spra-
chenproblematik, der Staatsangehörigkeit der Beamten sowie dem Auf-
enthalt von Ausländern. Nach Punkt VII sollten Meinungsverschieden-
heiten friedlich ausgetragen und vor Befassung des Völkerbunds bilate-
ral zwischen Deutschland und Litauen ausgeräumt werden.       
Das Protokoll wurde in dem vom Wolffschen Telegraphenbüro verbrei-
teten Kommuniqué nicht erwähnt und auch sonst geheim gehalten. 
Schubert teilte dem Konsulat in Memel telegrafisch einige Punkte mit 
und bat darum, die Deutschtumsführer vertraulich über die Abmachun-
gen zu unterrichten. „Irgendwelche Bekanntgabe von Einzelheiten ... 
muß verhindert werden.“ Nach dem Telegramm an die Botschaft in 
Paris wäre in den Verhandlungen Deutschland ökonomisch Litauen 
beim Import landwirtschaftlicher Produkte weit entgegengekommen, 
„um damit für das Memelgebiet erträgliche Zustände zu schaffen und 
diesen Konfliktstoff aus den deutsch-litauischen Beziehungen auszu-
scheiden.“ So würde Deutschland die friedliche Entwicklung in Osteu-
ropa fördern und an der Konsolidierung Litauens mitwirken.8  
Am 30. Oktober 1928 unterschrieb Vaclovas Sidzikauskas mit Georg 
Martius, dem Leiter des Völkerrechtsreferats, den Konsularvertrag und 
mit Ernst Eisenlohr vom Wirtschaftsreferat den Handels- und Schif-
fahrtsvertrag. Alle Verträge wurden im Jahr darauf ratifiziert und traten 
in Kraft. Die Signatare des Berliner Protokolls hatten 1929 kein Glück 
mehr: Augustinas Voldemaras demissionierte mit seinem ganzen Kabi-
nett am 19. September und am Morgen des 3. Oktober setzte der zweite 
Schlaganfall dem Leben von Gustav Stresemann ein Ende. Der Tod des 
Ministers wurde in Kaunas als Ereignis von europäischer Bedeutung 
gewürdigt. Der neue Regierungschef Juozas Tūbelis kam noch am To-

                                                
8 Telegrammentwürfe vom 31. Januar 1928, ebenda. In der Akte befindet sich auch 
ein Durchschlag der Niederschrift vom 29. Januar 1928.  
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destag zum Kondolenzbesuch in die Gesandtschaft, danach sprachen die 
Missionschefs und Berufskonsuln Hans Morath ihre Anteilnahme aus.  
Das Memelproblem blieb eine Belastung der deutsch-litauischen Bezie-
hungen. Nach einer von Hans Morath verfaßten und am 28. August 
1930 dem neuen Staatssekretär Bernhard von Bülow übersandten Denk-
schrift würden sich „wirklich befriedigende Verhältnisse im Memelge-
biet nicht schaffen lassen.“ Gegensätze könnten überbrückt, aber nicht 
ganz beseitigt werden. So werde die Memelfrage das bleiben, was die 
Siegermächte damit bezweckt hätten: eine Quelle ständiger Beunruhi-
gung und andauernder Reibungen mit einem Nachbarn, mit dem 
Deutschland enger zusammenarbeiten könnte. Deshalb solle der status 
quo erhalten und das Deutschtum im Memelland gestützt werden, „bis 
einmal der Moment gekommen ist, die Frage einer Revision unserer 
Ostgrenzen aufzurollen.“9 Zwei Jahre später eskalierte die Lage, als 
Gouverneur Antanas Merkys den Direktoriumspräsidenten Otto Boett-
cher absetzen ließ. Reichskanzler Heinrich Brüning wandte sich an den 
Völkerbund, der damit den Haager Ständigen Internationalen Gerichts-
hof befaßte. Nach dessen Urteil vom 11. August 1932 war die Abberu-
fung des Direktoriumspräsidenten rechtens. Im Jahr darauf übernahmen 
die Nationalsozialisten in Deutschland die Regierung. Die Beziehungen 
zu Litauen änderten sich dadurch zunächst nicht, noch im Sommer 1933 
verhandelte Ministerialdirektor Richard Meyer in Kaunas über „eine 
harmonische Regelung“ der Probleme.10 Konkrete Ergebnisse brachten 
die Gespräche nicht, die bilateralen Beziehungen verschlechterten sich. 
Ein Prozeß in Kaunas 1934 gegen 126 Memelländer wegen des Ver-
dachts des bewaffneten Aufstands und der gewaltsamen Losreissung des 
Memelgebiets von Litauen führte zu wütenden Reaktionen des neuen 
Reichskanzlers Adolf Hitler. Fünf Jahre später forderte er ultimativ die 
Rückgabe des Gebiets von der litauischen Regierung. Keine Signatar-
macht der Memelkonvention erhob dagegen Einspruch, die britische 
Regierung erkannte den Vorgang offiziell an. Einer ihrer Diplomaten 
hatte dazu schon neun Jahre zuvor inoffiziell geraten. 
Im britischen Konsulat in Kaunas fand am 31. März 1930 ein Ab-
schiedsessen für den in Riga residierenden britischen Gesandten Joseph 
                                                
9 Akten zur deutschen auswärtigen Politik, Serie B, Band XV, Göttingen 1980, S. 
486 – 491. 
10 Akten zur deutschen auswärtigen Politik, Serie C, Band I,2, Göttingen 1971, S. 
740 – 742. 
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Addision statt, der für die drei baltischen Republiken zuständig war und 
nach Prag versetzt werden sollte. Nach Tisch sprach er mit seinem deut-
schen Amtskollegen Hans Morath über das Desinteresse der Welt an 
Litauen. Im Foreign Office werde es als Zufallsprodukt des Weltkriegs 
gewertet; in England würde sich niemand für Litauen interessieren. 
Deutschland sollte diese Mentalität ausnutzen und Litauen auch „nicht 
übermäßig ernst nehmen.“ Die Rückgabe Memels und Danzigs sowie 
von Teilen des Korridors und Oberschlesiens werde in England immer 
mehr akzeptiert; Polen müsse anderweitig entschädigt werden. In einem 
Jahrzehnt könne das realisiert werden, wenn Deutschland Freunde habe. 
Die in Locarno angebahnten Beziehungen wären dafür wichtig.11 Hitler 
führte diese Gedanken neun Jahre später aus. Bei der Rückkehr des 
Memellands und Danzigs machten Frankreich und Großbritannien keine 
Schwierigkeiten; beim Angriff auf den Korridor schon und sie erklärten 
Deutschland den Krieg. Aber da hatte Hitler in Stalin bereits einen neu-
en Freund gefunden. Dieser Komplizenschaft fielen nicht nur Polen, 
sondern auch die baltischen Staaten einschließlich Litauens zum Opfer. 
Die Sowjetregierung hatte zunächst das Gebiet von Vilnius der Republik 
Litauen zugeteilt, dann aber Ostpolen und die baltischen Republiken 
annektiert. Im deutsch-sowjetischen Grenzvertrag vom 10. Januar 1941 
erkannte die Sowjetregierung die Zugehörigkeit des Memellandes zum 
Deutschen Reich rechtlich an, während die Reichsregierung die Zugehö-
rigkeit der Litauischen Sozialistischen Sowjetrepublik zur Sowjetunion 
akzeptierte. Nach dem Zweiten Weltkrieg erhielt die litauische Sowjet-
republik auch das Memelland. Die deutsche Bundesregierung sah sich in 
der Verantwortung für die memeldeutsche Bevölkerung und versuchte, 
deren Interessen wahrzunehmen. Litauen konnte zusammen mit den 
anderen baltischen Republiken schließlich die sowjetische Fremdherr-
schaft überwinden und seine Unabhängigkeit zurückgewinnen. Deutsch-
land akzeptierte im Vertrag vom 12. September 1990 die Nachkriegs-
grenzen definitiv.12  
Die Zugehörigkeit des Memellandes zur Republik Litauen stellt heute 
niemand mehr in Frage, aber in der Zwischenkriegszeit war der Streit 

                                                
11 Inoffizielle Mitteilung von Hans Morath an Carl von Schubert vom 12. April 1930 
in: PAAA, R 29239, Büro Staatssekretär, Akten betreffend: Deutsch-Litauische 
Beziehungen, Band 7. 
12 Matthias Dornfeldt/Enrico Seewald: Hundert Jahre deutsch-litauische 
Beziehungen, Husum 2017, S. 210 – 215. 
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darüber massiv und belastend. Gustav Stresemann und Augustinas 
Voldemaras haben damals versucht, Realpolitik zu betreiben. Eigentlich 
durfte der litauische Regierungschef mit Deutschland schon aus rechtli-
chen Gründen nicht über die Memelkonvention verhandeln, weil 
Deutschland keine Signatarmacht war. In gewisser Weise ist er über 
seinen Schatten gesprungen. Vielleicht hat er deshalb die Existenz der 
Vereinbarungen zeitlebens geleugnet. Der Reichsaußenminister war in 
einer besseren Position, weil er Litauen wirtschaftlich unter Druck setz-
ten konnte. Aber auch er hat sich an die Abmachungen gehalten. Des-
halb ist das Protokoll vom 29. Januar 1928 ein wichtiges Schlüsseldo-
kument der deutsch-litauischen Beziehungen und zu Unrecht in Verges-
senheit geraten. In den „Annaberger Annalen“ sind schon oft wichtige 
Beiträge zur gemeinsamen deutsch-litauischen Geschichte einschließlich 
der Memelproblematik erschienen. Hier ist der richtige Ort für die erst-
malige Wiedergabe des Originals. Der Autor bedankt sich beim Politi-
schen Archiv des Auswärtigen Amtes für die Überlassung des Scans. 
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